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VERORDNUNG GEGEN BESTECHUNG
UND GEHEIMNISVERRAT NICHTBEAMTETER 

PERSONEN 
Vom 3. 5. 1917 (RGBL 393), i. d. R 

der VO vom 22. 5. 1943 (RGBL I 351)

§ 1

(1) Wer, ohne Beamter zu sein, bei einer Behörde 
oder einer Körperschaft des öffentlichen Rechts, oder, 
sofern sich der Staat ihrer für die staatliche Wirt
schaftslenkung bedient, bei einer berufsständischen 
Organisation, einer Personenvereinigung des Han
delsrechts, einem Kartell oder einem wirtschaftlichen 
Verbände haupt- oder nebenamtlich beschäftigt oder 
ehrenamtlich tätig ist, kann auf die gewissenhafte Er
füllung seiner Obliegenheiten durch Handschlag ver
pflichtet werden.

(2) . . .
(3)...
(4) Wer nach § 2 der Allgemeinen Tarifordnung 

für Gefolgschaftsmitglieder im öffentlichen Dienst 
(ATO) durch Gelöbnis, Unterzeichnung einer Erklä
rung oder Berufung auf ein früheres Gelöbnis oder 
eine frühere schriftliche Erklärung verpflichtet worden 
ist, steht während der Geltungsdauer dieser Ver
pflichtung einem nach Abs. 1 Verpflichteten gleich.

§7

(1) Wer gemäß § 1 verpflichtet worden ist, wird 
mit Geldstrafe oder mit Gefängnis bestraft, wenn er 
Geschäfts- oder Betriebsgeheimnisse eines Dritten, die 
infolge seiner Tätigkeit zu seiner Kenntnis gelangt 
sind, unbefugt offenbart.

(2) Neben der Strafe kann auf Verlangen des 
Verletzten auf eine an ihn zu erlegende Buße erkannt 
werden. Eine erkannte Buße schließt die Geltend
machung eines weiteren Entschädigungsanspruchs aus.

§ 173
Spekulative Warenhortung

(1) Wer Rohstoffe oder Erzeugnisse in erheblichem 
Umfang über den persönlichen oder betrieblichen Be
darf hinaus aufkauft oder hortet, um einen unrecht
mäßigen erheblichen Vorteil für sich oder andere zu 
erlangen, wird mit Geldstrafe, Verurteilung auf Be
währung oder mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren 
bestraft.

(2) Wer durch die Tat die Versorgung der Volks
wirtschaft oder der Bevölkerung gefährdet, wird mit 
Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu acht Jahren 
bestraft.

17 Schroeder, Strafgesetzgebung


